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Bremens senat hat erneut die Quittung für seine verschlafene 
Bildungspolitik bekommen. Bei der Vorstellung der diesjähri-
gen Bildungsstudie iQB erreichte Bremen – ja, genau: mal wie-
der den letzten Platz. für rot-grün scheinen die desaströsen 
ergebnisse jedoch unveränderliches schicksal zu sein. Der bil-
dungspolitische sprecher der CDU-fraktion, Dr. thomas vom 
Bruch, findet sich damit nicht ab. er hat eine Qualitätsoffensi-
ve für Bildung in Bremen und Bremerhaven angestoßen.

Die ergebnisse der iQB-Studie beschönigen nichts: Bremen 
belegt nach wie vor im Ländervergleich den letzten Platz. Zum 
zweiten mal nach 2009 hat die Untersuchung die Fähigkeiten 
von neuntklässlern der Sekundarstufe i in den Fächern Deutsch 
und englisch geprüft. Bremen liegt in beiden kompetenzberei-
chen deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. »es ist drama-
tisch, was da offenbart wird. im Fach Deutsch liegen die Bremer 
Schüler der neunten klasse drei Jahre zurück. Sie befinden sich 
also auf dem niveau von Sechstklässlern und damit sollen sie 
die Schule verlassen und auf dem ausbildungsmarkt bestehen. 
Das ist nicht nur absurd, das ist auch zutiefst ungerecht«, macht 

vom Bruch das Desaster an einem Beispiel deutlich. als kleines 
Bundesland stehen die Bremer Schulabsolventen besonders im 
wettbewerb mit niedersachsen. Schon jetzt wird etwa die Hälf-
te der ausbildungsstellen in Bremen durch junge menschen aus 
dem niedersächsischen Umland besetzt.

DaS tHema
  

Dr. Thomas vom bruch:
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SPD und Grüne waren bei der aktuellen Stunde in der 
Bürgerschaft um ausreden für das Bildungsdesaster 
nicht verlegen. Vom Bruch: »immer wird mit der schwie-
rigen sozio-kulturellen Lage Bremens als unveränderli-
ches Schicksal argumentiert. ich bin der Überzeugung, 
dass man etwas verbessern kann. Hamburg mit ähnli-
chen ausgangsbedingungen hat es vorgemacht. resig-
nation wie von rot-Grün ist auf jeden Fall keine Lösung.« 
im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen Bildung 
und armut, weist vom Bruch auf die 2015 vom armuts-
ausschuss fraktionsübergreifend entwickelten maßnah-
men und Forderungen hin, die der Senat bis heute zum 
Großteil nicht umgesetzt habe (s. dazu nächste Seite: 
»was ist eigentlich geworden aus…?«).

Der bildungspolitische Sprecher macht klar: »ich wer-
de und will mich nicht an die rote Laterne gewöhnen. 
wir wollen die Verbesserung der Bildung auch nach der 
großen empörungswelle weiter auf die agenda setzen.« 
Gemeinsam mit der Fraktion hat er in einem antrag die 
»Qualitätsoffensive Bildung« auf den weg gebracht (s. 
Qr-code), der eine Vielzahl von Vorschlägen enthält. 
Die christdemokraten fordern unter anderem ein ver-
bindliches und beitragsfreies drittes kindergartenjahr, 
das zum Vorschuljahr entwickelt werden soll. »ich meine 
damit nicht, dass kinder künftig mit fünf Jahren chine-

sisch lernen sollen. aber insbesondere das letzte Jahr im 
kindergarten muss neben dem Betreuungsaspekt stär-
ker als bisher an die Schulfähigkeit heranführen. Gerade 
mit Blick auf Zuwanderung und sozial benachteiligte Fa-
milien, müssen wir den kindergarten nutzen, um Sprach-
fähigkeit, konzentration und motorische kompetenzen 
zu vermitteln«, erläutert vom Bruch.

Für mehr Qualität in der Schule will die cDU-Fraktion zu-
dem, dass der fachfremd erteilte Unterricht bis 2019 gen 
null reduziert und keine Lehrer ohne abgeschlossenes 
zweites Staatsexamen mehr einsetzen werden. Die Schul-
aufsicht soll nach dem willen von Dr. thomas vom Bruch 
zukünftig eine andere rolle übernehmen: »Die Schulauf-
sicht ist zur Zeit fast ausschließlich mit organisatorischen 
Fragen gebunden. es wäre sinnvoller, sie zum Qualitäts-
management weiterzuentwickeln, bei der sie Ziele erar-
beiten, überprüfen und den Schulen beratend zur Seite 
zu stehen«, macht vom Bruch deutlich. Besonders begab-
te Schüler sollen künftig besser gefördert werden. »Die 
iQB-Studie hat offen gelegt, dass wir im Vergleich nicht 
nur besonders viele schwache Schüler, sondern gleichzei-
tig auch besonders wenig Leistungsstarke haben. Für sie 
angebote zu machen, gehört auch zum inklusionsgedan-
ken. in Bremen spielen sie bisher keine rolle. Das wollen 
wir ändern«, so der Bildungsexperte. 

  
DaS tHema
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auf initiative der CDU-fraktion hat 2014/15 ein parla-
mentarischer ausschuss Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Prävention von armut erarbeitet. Denn die zahl der 
Menschen, die in Bremen durch armut bedroht sind, ist 
extrem hoch. insbesondere die kinderarmut liegt mit 
über 30 Prozent doppelt so hoch wie im Bundesdurch-
schnitt. als ergebnis legte der ausschuss im Mai 2015 
88 sehr konkrete und fraktionsübergreifend vereinbar-
te Maßnahmen vor. ein schönes handlungspaket für 
den rot-grünen senat. gerade vor dem hintergrund der 
desaströsen Bildungsergebnissen (s. artikel linke seite) 
und dem engen zusammenhang von sozialer herkunft 
und Bildungserfolg, haben wir mehr als anderthalb Jah-
re später anhand ausgewählter und insbesondere für 
den schulerfolg relevanter Maßnahmen nachgeprüft:

hat Der senat Die MassnahMen UMgesetzt?

»Das ergebnis zeugt von völliger Handlungsunfähigkeit 
des rot-grünen Senats«, resümiert Sigrid Grönert, sozi-
alpolitische Sprecherin der cDU-Fraktion. »Zu den auf-
geführten maßnahmen heißt es im Bericht des Senats – 
verkürzt gesagt – lediglich: machen wir schon, brauchen 
wir nicht, prüfen wir. So bekämpft man keine armut.« 
tatsächlich ist keine der oben genannten maßnahmen 
bisher explizit und vollständig umgesetzt worden. So 
gibt der Senat zum Stand des Ganztagsschulausbaus 
in benachteiligten Stadtteilen lediglich lapidar an: »Bei 
der auswahl der neuen gebundenen und offenen Ganz-
tagsschulen in der Stadtgemeinde Bremen in den Jahren 
2016 bis 2019 spielt der Sozialindikator des Stadtteils 
eine wichtige rolle.« Die realität sieht allerding düster 
aus: in diesem Jahr wurde nur eine einzige Schule zum 
gebundenen Ganztag umgebaut. Geplant waren eigent-
lich vier. »Damit unterbietet der Senat ehemals selbst 
gesteckte Ziele«, so Grönert. ein ähnliches Bild ergibt 
sich bei den kita-Plätzen. Das Ziel: »ausweitung der 
Versorgung mit Plätzen in der kindertagesbetreuung in 
benachteiligten Quartieren im Sinne der aufholenden 
entwicklung«. Die realität: etwa 1.000 fehlende kita-
Plätze in diesem Sommer. auch die aufeinander abge-
stimmte und durchgängige Sprachförderung auf dem 
gesamten Bildungsweg ist eine der maßnahmen, die der 
Senat als Hausaufgabe bekommen hatte – und ein wei-

teres Beispiel für die unvollständige Umsetzung. Der Se-
nat begnügt sich mit dem Hinweis, dass bereits seit 2013 
ein konzept existiere, aber: »in diesem konzept wird 
der kindergarten ausgespart, obwohl dass der ort ist, 
wo Sprachförderung am wichtigsten und dringlichsten 
für den späteren Schulerfolg wäre«, kritisiert Grönert. 
wie sie hält auch der bildungspolitische Sprecher vom 
Bruch den Umsetzungsstand der im armutsausschuss 
beschlossenen maßnahmen – auch angesichts der fest-
gestellten Defizite im Bildungsbereich durch die iQB-
Studie – für fatal: »Die wirksame armutsbekämpfung 
ist Voraussetzung dafür, dass kinder chancengerecht 
aufwachsen, insbesondere mit dem Blick auf den Schul-
erfolg. rot-Grün ist es in den vergangenen 9 Jahren nicht 
gelungen, der armutsspirale und der Ungerechtigkeit 
etwas entgegenzusetzen.« Die schleppende Umsetzung 
der empfehlungen des armutsausschusses durch den 
Senat beschäftigte auch die Bremische Bürgerschaft im 
Dezember. Sigrid Grönert prangerte die tatenlosigkeit 
von rot-Grün beim thema armutsbekämpfung an. 
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was isT eigenTlich geworDen aus…? 

DER ARMUTS-
AUSSCHUSS

D e r  c h e c k

nicht 
 erledigt erledigt

Bessere Versorgung mit kita-Plätzen in benachteiligten 
Quartieren zur aufholenden entwicklung

ausbau der kindertagesstätten zu kinder-  
und familienzentren

angebot an ganztagsschulen insbesondere  
in benachteiligten stadtteilen quantitativ  

und qualitativ ausbauen

Mehr konkrete Unterstützung von  
kindern und Jugendlichen im alltag,  

z.B. gesundheitsförderung, schulische nachhilfe

Mehr Berufsbezug und praktische  
Unterrichtsanteile in der sek. i

Verpflichtendes und kostenloses Vorschuljahr  
für kinder, die möglicherweise sonst nicht  

dem Unterricht folgen können

Durchgängiges und aufeinander abgestimmtes  
sprachförderungskonzept auf dem  

gesamten Bildungsweg
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136 kg akten, 150.000 Blatt Papier, 27 zeugenverneh-
mungen, über 120 sitzungsstunden und 5.100 tassen 
kaffee: Der Parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss, der Versäumnisse und Pannen während des 
anti-terror-einsatzes ende februar 2015 aufklären 
sollte, hat seinen abschlussbericht vorgelegt. thomas 
röwekamp, der als obmann der CDU-fraktion im aus-
schuss saß, über die erkenntnisse und forderungen für 
die zukunft.

wie lauTeT ihre bilanz?

 
wir müssen aus heutiger Sicht sagen: wir können froh 
sein, dass an dem betreffenden wochenende im Februar 
wohl keine konkrete terrorgefahr bestanden hat. Denn 
innensenator Ulrich mäurer und die Polizei wären auf 
eine solche Situation nicht vorbereitet gewesen. im 
ernstfall ist es unabdingbar, dass die Schnittstellen funk-
tionieren, also absprachen, Hinweise, anweisungen. 

Doch vor allem bei der kommunikation und informati-
onsweitergabe hat es schwere mängel gegeben. Zuge-
spitzt gesagt: ich glaube, jeder Parkverstoß wird in Bre-
men besser dokumentiert, als es mit den Hinweisen auf 
eine terroristische Bedrohungslage an diesem wochen-
ende geschehen ist.

welche rolle haT innensenaTor  
ulrich mäurer gespielT?

während die aufarbeitung der Fehler und Versäumnisse 
durch die Polizei im nachgang positiv war, hat der innen-
senator keine optimale Figur bei und nach dem anti-ter-
roreinsatz abgegeben.   er hat es im Vorfeld lange ver-
säumt, die Sicherheitsbehörden rechtzeitig auf aktuelle 
Bedrohungsszenarien vorzubereiten. auch das hat letzt-
endlich beim einsatz zu operativen Fehlern geführt. am 
einsatzwochenende wollte er dann plötzlich das Steuer-
rad selbst in die Hand nehmen und hat persönlich auf die 

Pannenserie beim anti-terroreinsatz: Der Untersuchungsausschuss klärte auf, wie es zu den 
fehlern kommen konnte und formulierte Maßnahmen, um diese in zukunft zu verhindern.

Lesen sie hier den 
abschlussbericht 
zum anti-terror-

einsatz.

unTersuchungsausschuss legT 
 abschlussberichT vor:

»JEDER 
 PARKVERSTOSS 
WURDE  BESSER 
DOKUMEN-
TIERT ALS DIE 
 HINWEISE BEIM 
ANTI-TERROR-
EINSATZ«

  
aUS Dem ParLament

http://www.bremische-buergerschaft.de/dokumente/wp19/land/drucksache/D19L0801.pdf


Durchsuchung des ikZ hingewirkt. Die war allerdings 
rechtswidrig. auch die information der Öffentlichkeit 
durch ihn war nicht immer vollständig und fehlerfrei.

was sinD Die lehren Für Die zukunFT?

Um im Vorfeld Gefährdungen möglichst früh zu erken-
nen, finde ich es sinnvoll, wenn man die möglichkeiten 
der modernen technik stärker nutzt. wenn wir von ei-
nem sogenannten Gefährder wissen, dann sollten wir 
ihn bzw. seine telekommunikation auch präventiv über-
wachen. anschläge passieren ja nicht aus dem nichts. 
auch der einsatz automatisierter kFZ-kennzeichenlese-
geräte sowie der einsatz automatisierter Gesichtserken-
nung beispielsweise an Bahnhöfen oder Flughäfen ist 
denkbar, um die Sicherheit zu erhöhen und im ernstfall 
schnell reagieren zu können. Unstrittig ist zudem, dass 
die Sicherheitsbehörden für ähnliche Bedrohungsszena-
rien besser vorbereitet werden müssen. Dazu gehört 

auch eine klare rollenverteilung zwischen Polizeistab 
und innensenator. 
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Diplomatie ist offenbar nicht ihr geschick: nicht nur bei den 
entscheidenden Verhandlungen zur zukunft der Bremer Lan-
desbank (BLB) machte finanzsenatorin karoline Linnert keine 
gute figur, auch der ausgehandelte Verkaufvertrag zwischen 
Bremen und niedersachsen könnte Bremen hart treffen. Die 
CDU-fraktion blieb deshalb konsequent und verweigerte im 
Parlament ihre zustimmung zum staatsvertrag.

Linnert hatte als aufsichtsratsvorsitzende bis zum endgültigen 
Verlust der BLB über monate von den Schwierigkeiten der Bank 
gewusst. aber anstatt nach Lösungen und alternativen zu su-
chen und die wichtigsten Gremien rechtzeitig zu informieren, 
schaute die Finanzsenatorin dem Untergang der Landesbank 
und einer Viertelmilliarde euro einfach zu. Der Verlust der Bre-
mer Landesbank (BLB) war somit schon im Sommer besiegelt. 
Das Finanzinstitut wird komplett von dem Hauptanteilseigner 
nordLB in niedersachsen übernommen.

in den vergangenen wochen stand deshalb der Staatsvertrag 
zwischen Bremen und niedersachsen im Fokus, der alle moda-
litäten zum Verkauf regeln soll. »Leider hat die rot-grüne regie-
rung es verpasst, wenigstens mit dem Vertrag den Schaden für 
Bremen zu mildern«, resümiert Jens eckhoff, finanzpolitischer 
Sprecher. Die cDU-Fraktion hatte noch mit einem Dringlich-
keitsantrag (siehe Qr-code) vor einer Unterzeichnung des 
Staatsvertrages gewarnt – vergeblich.
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verkauF Der blb:

»WIR WERDEN UNS NICHT 
 ZUM ERFÜLLUNGS GEHILFEN 

EINES UNAUS GEGORENEN 
UND INTRANSPARENTEN 

VERHANDLUNGS-
ERGEBNISSES  

MACHEN«

in der Bremischen Bürgerschaft machte Jens eckhoff deutlich, warum die 
 CDU-fraktion den staatsvertrag zum Verkauf der BLB für unausgegorenen hält.

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=1086_dringlichkeitsantrag_land_staatsvertrag_bremer_landesbank.pdf


aus Sicht der christdemokraten lässt der 
Vertrag zu viele Fragen offen, deren klärung 
und transparente Darlegung aber unabding-
bar sind. »Der regierung scheint es egal zu 
sein, ob der vereinbarte kaufpreis wirklich 
angemessen und die bestmöglichste Lö-
sung für Bremen war. Der vereinbarte Preis 
ist eher nach dem Prinzip Pi mal Daumen 
zustande gekommen. Das hätte man mit 
entsprechenden Gutachten genauer prüfen 
müssen«, macht eckhoff deutlich. Bevor er 
über hunderte von millionen euro und mög-
licherweise über die Zukunft vieler arbeits-
plätze entscheide, wolle er genau wie seine 
Fraktionskollegen wissen, wie der kaufpreis 
zustande gekommen sei und ob er angemes-
sen sei. »Daran gibt es bei SPD und Grünen 
aber offenbar kein interesse.«

Das gilt auch für die vielen gefährdeten 
arbeitsplätze: Der inzwischen mit der rot-
grünen mehrheit in der Bürgerschaft durch-
gewunkene Staatsvertrag enthält keine 
arbeitsplatzgarantie für die rund tausend 
Beschäftigten. Bremen soll laut Vertrag 
zwar als Standort erhalten bleiben, wie ge-
nau ist allerdings völlig unklar. »wenn das 
am ende nur ein klingelschild ist, dann nützt 
das Bremen nichts«, sagte eckhoff in der 
Debatte in der Bremischen Bürgerschaft.

Zudem könnten durch die modalitäten des 
Staatsvertrages die wohnungen tausender 
menschen zur Spekulationsmasse werden. 
Denn die Vereinbarung sieht vor, dass die 
von der BLB gehaltenen Beteiligungen an 
den Bremer wohnungsbaugesellschaften 
GewoBa und BreBaU erst ende 2017 an 
Bremen übergehen sollen. was heißt das? 
»Diese Zwischenlösung kann zum bösen 
erwachen führen. Dann nämlich, wenn die 
anderen beteiligten Banken von ihrem Vor-
kaufsrecht Gebrauch machen. Dann hat 
Bremen keinen mehr einfluss darauf, was 
mit den wohnungen passiert oder an wen 
sie vielleicht weiterverkauft werden«, er-
klärt eckhoff. Linnert hätte dafür sorgen 
müssen, die anteile sofort herauslösen, so 
der finanzpolitische Sprecher.

Die Unsicherheiten führten schließlich dazu, 
dass die cDU-Fraktion in der Bremischen 
Bürgerschaft die ratifizierung des Staats-
vertrages im Dezember geschlossen ablehn-
te. Die FDP hatte zuvor im Haushalts- und 
Finanzausschuss dem unausgegorenen Plan 
zugestimmt. »auch wenn andere diesen 
Vertrag abnicken: wir werden uns nicht zum 
erfüllungsgehilfen eines intransparenten 
Verhandlungsergebnisses von Frau Linnert 
machen«, kommentiert Jens eckhoff. 

 a u s g u c k  4 . 1 6  9

aUS Dem ParLament
  

Donnerstag, 22. september 2016, seite 13

SCHRÄG!
so abenTeuerlich inTerpreTierT Die roT-grüne regierung  
Den verlusT Der blb unD einer vierTelmillion euro:

Zwei abwegige Versuche, um von der eigenen Untätigkeit abzulenken, die zum Verlust 
der Bank geführt haben, haben Bürgermeister carsten Sieling (SPD) und Finanzsena-
torin karoline Linnert (Grüne) gestartet: Sieling erklärte anfang September (weser 
 kurier, 7.9.16), er könne trotz der millionenverluste dem Ganzen auch Gutes abge-
winnen. immerhin sei den Hamburgern oder Schleswig-Holsteinern die rettung ihrer 
Landesbanken noch teurer zu stehen gekommen. Bei seiner kollegin Finanzsenatorin 
Linnert  wird es noch abenteuerlicher: Sie warf dem Hauptanteilseigner nordLB 
zunächst – mitten in den laufenden Verhandlungen – erpressung vor (radio Bremen, 
9.6.16). wenige monate später witterte sie dann sogar einen komplott der nordLB 
gegenüber Bremen (weser kurier, 22.9.16).



Unter der Voraussetzung einer breiten Beteiligung 
auch von den betroffenen Unternehmen hat sich die 
CDU-fraktion in der Bremischen Bürgerschaft für ein 
arisierungs-Mahnmal in Bremen ausgesprochen.

Die einmaligen Verbrechen und die vernichtende Dik-
tatur der nationalsozialisten hatten viele Facetten. eine 
Form des verbrecherischen Umgangs der nazis mit der 
jüdischen Bevölkerung war die sogenannte arisierung. 
möbel und Gebrauchsgegenstände wurden im großen 
Stil geraubt und weiterverteilt. Dieser Prozess wäre ohne 
die Beteiligung von Logistikunternehmen, insbesondere 
auch in und aus Bremen, nicht möglich gewesen. Sie ver-
dienten an dem abtransport jüdischen eigentums. »es 
gibt viele Beispiele für Unternehmen in Deutschland, 
die proaktiv ihre rolle im nationalsozialismus aufgear-
beitet und z. t. sogar erinnerungsorte geschaffen haben. 
Von dieser Übernahme von Verantwortung profitieren 
Betroffene und Beteiligte, aber auch die gesamte Gesell-
schaft«, sagt claas rohmeyer, kulturpolitischer Sprecher 
der cDU-Fraktion. als erinnerung an die arisierung wird 
deshalb über die errichtung eines mahnmals in Bremen 
diskutiert. »ein mahnmal wäre ein wichtiger Beitrag 
zur erinnerung. Für eine akzeptierte erinnerungskultur 
braucht es aber die Unterstützung möglichst aller. wir 
wünschen uns deshalb einen breiten Dialog von der Poli-
tik und  wirtschaft, auch der besonders betroffenen Un-
ternehmen, sowie eine Begleitung des Landesbeirates 
für kunst im öffentlichen raum sowie der Landeszentra-
le für politische Bildung«, erklärt rohmeyer. 
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Die zukunFT Der erinnerung:

ARISIERUNGSMAHNMAL FÜR BREMEN?

aus einem ideen-
wettbewerb war der 

entwurf »Leerstellen 
und geschichtslücken« 
von antje oettinghau-

sen für ein Mahnmal 
hervorgegangen. einer 
möglichen Umsetzung 

muss aus sicht der 
CDU-fraktion ein brei-

ter Beteiligungsprozess 
vorausgehen.



am 9. november haben die fraktionen der 
Bremischen Bürgerschaft den Bremer op-
fern der reichspogromnacht im Jahr 1938 
gedacht und legten einen kranz am Mahn-
mal in der Dechanatstraße nieder. in der 
nacht auf den 10. november 1938 plünder-
ten nationalsozialisten und deren helfer 
überall in Deutschland jüdische geschäfte 
und Wohnungen, steckten synagogen in 
Brand und ermordeten Menschen – auch in 
Bremen. hier starben in dieser nacht fünf 
Bremerinnen und Bremer.

Das Gedenken an diese opfer hatte die 
cDU-Fraktion in diesem Jahr organisiert. 
als ehrengast sprach Prof. Johannes Heil, 
rektor der Hochschule für Jüdische Studien 
Heidelberg. er warnte davor, die ereignisse 
in jener nacht pauschal als »längst Vergan-
genes« abzulegen: »Sie sind auch deshalb 

nicht fern, sondern eigentlich 
ganz nah, weil wir in unseren 

tagen Zeugen von ereignissen 
sind, in denen durchaus ähnlich 

kollektive und radikal-dynamische kräf-
te wirken«, so Heil. auch der Fraktionsvor-
sitzende thomas röwekamp griff in seiner 
rede diesen aspekt auf: »in den zurücklie-
genden Jahren habe ich immer fest geglaubt 
und meinen fragenden kindern immer wie-
der versichert, dass unsere Demokratie, un-
ser rechtstaat und das gemeinsame europa 
eine Festung gegen antisemitismus und 
Faschismus sind. Heute bin ich tief verunsi-
chert, ja sogar ängstlich: rechtspopulisten 
und die nSU-mordserie in Deutschland, 
radikale nationalisten in Frankreich, den 
niederlanden, Ungarn oder Österreich, 
menschenrechtsverletzungen im nato-
Land türkei, ein unberechenbarer macht-
kampf in russland und der beängstigende 
wahlausgang in amerika sind eine Gefahr 
nicht nur für Frieden und Stabilität, son-
dern gefährden auch unsere unbezahlbaren 
Grund- und menschenrechte.« Gerade weil 
die errungenschaften der vergangenen 71 
Jahre zerbrechlicher seien als man geglaubt 
habe, sei das Gedenken an die Schoah des 
9. novembers so wichtig. 
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Wie innovative sozialpolitik aussehen und umgesetzt 
werden kann, haben sich mehrere sozial- und ge-
sundheitspolitiker der CDU-fraktion in der ratten-
fängerstadt hameln angeschaut. Dort kann oberbür-
germeister Claudio griese (CDU) mit stolz auf zwei 
Vorzeigeprojekte schauen.

am Stadtrand Hamelns befindet sich das erste De-
menzdorf Deutschlands: »tönebön am See« ist ein Pfle-
geheim mit Dorfcharakter und setzt in der Pflege von 
Demenzkranken neue maßstäbe. rund 50 menschen 
mit Demenz leben hier – und zwar im positiven Sinne – 
einen ganz normalen alltag. es gibt einen Supermarkt, 
ein café, einen zentralen Dorfplatz und alle türen sind 
offen. »Die menschen können trotz ihrer erkrankung 
würdevoll und selbstbestimmt leben. Sie leben nicht iso-
liert in ihrer wohnung oder in einem altenheim. Das hat 
Vorbildcharakter«, fasst rainer Bensch die eindrücke zu-
sammen. Der gesundheitspolitische Sprecher setzt sich 
bereits seit Jahren mit der sozialpolitischen Sprecherin 
Sigrid Grönert dafür ein, auch in Bremen ein Demenz-

dorf zu schaffen. »wir werden immer älter und, na klar, 
es wird zukünftig auch mehr Demenzpatienten geben.« 
Bensch und Grönert, die vor vier Jahren das holländische 
Demenzdorf De Hogeweyk bei amsterdam besuchten, 
kritisieren, dass der rot-grüne Senat bisher wenig eigen-
initiative gezeigt habe, um ein vergleichbares modell-
projekt mit investoren und trägern auch in Bremen auf 
die Beine zu stellen.

ein weiteres innovatives Projekt findet sich zudem in 
der Hamelner innenstadt. Direkt in der historischen 
altstadt, quasi in 1a-Lage, bietet das FiZ (»Familie im 
Zentrum«) eine zentrale anlaufstelle für ratsuchende 
eltern, kinder und Jugendliche oder Senioren. Unter 
einem Dach haben sich verschiedene soziale koopera-
tionspartner zusammengetan und vernetzt. Das Haus 
ist offen und freundlich. es gibt hier die möglichkeit für 
mütter ihre kinder zu stillen oder zu wickeln, einen kaf-
fee zu trinken oder sich zu unterschiedlichsten themen 
zu informieren. Geschulte Sozialpädagogen sind immer 
vor ort und ansprechbar. »Häufig wissen menschen, die 
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auF orTsTermin:

INNOVATIVE SOZIALPOLITIK IN HAMELN
Vor ort-Besuch  

im  Demenzdorf bei 
hameln: heiko stroh-
mann, rainer Bensch 
und sina Dertwinkel 

(von links) zeigten sich 
beeindruckt von der 

»normalität« mit der 
Menschen mit Demenz 

hier leben können.
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es hat bereits tradition: in regelmäßigen abständen 
bietet die CDU-fraktion Bremer künstlern eine Platt-
form an, um sich und ihre Werke zu präsentieren und 
so zur stärkung der freien kulturszenen in Bremen 
beizutragen. aktuell ist wieder eine kunstausstellung 
im CDU-haus zu sehen – die dritte in dieser Legisla-
tur: noch bis ende Januar präsentiert der freie Bremer 
künstler Jub Mönster, wie aus sprichwörtlich »alten 
schinken« wahre hingucker werden können.

Die ausstellung »Öle und ihre wirkung« umfasst alte 
Ölgemälde, wie man sie aus Großelterns wohnzimmer 
kennt, in die mönster moderne, zum teil grelle elemen-
te installiert hat. eine moderne japanische touristin mit 
Selfie Stick findet sich da auf einmal auf dem Hinter-
grund einer alten öl-verewigten Landschaft. oder ein 
Gemälde einer waldlichtung von anno dazumal wird 
plötzlich durch ein verliebtes Pärchen zum Hingucker. 
in kombination mit den motiven aus vergangenen Jahr-
hunderten ergibt sich eine verblüffende komposition 
für den Betrachter. Die alten Bilder ersteht der künstler 
auf dem Flohmarkt oder trödel. Durch seine »erweite-
rung« erhalten sie neues Leben und Perspektiven.

Die ausstellung kann bis ende Januar von Mo. bis Do. 
von 9 - 17 und fr. bis 16 Uhr besucht werden. 

akTuelle aussTellung im cDu-haus:

VERBLÜFFENDE KOMPOSITION  
AUS ALTEN SCHINKEN UND 
 MODERNEN ELEMENTEN

Der künstler Jub Mönster bei der ausstellungseröffnung im gespräch mit Besuchern.

Der Clou der Bilder:  
Jub Mönster installiert 
in »alte Ölschinken« 
neue moderne 
 elemente.

Unterstützung oder einen rat brauchen, nicht wohin sie 
gehen sollen oder schämen sich«, fassen Sigrid Grönert 
und Heiko Strohmann als seniorenpolitischer Sprecher 
der cDU-Fraktion zusammen. »Das FiZ bündelt alles an 
einem prominenten ort unter einem Dach und macht 
durch seine Lage ein sehr niedrigschwelliges angebot. 
man kann einfach mal reinschauen.« 

Die Bundestagsabgeordnete Bettina hornhues und eine Delegation 
der Bremer CDU-fraktion informierte sich in hameln über moderne 
sozialprojekte.

hamelns oberbürgermeister Claudio griese (CDU) stellte die zen-
trale anlaufstelle »familie im zentrum« vor. Mitten in der innenstadt 
sind hier nahezu alle sozialen angebote unter einem Dach gebündelt.



es ist auch eine seite der armut: trotz Qualifizierungs-
maßnahmen und Vermittlung durch das Jobcenter gibt 
es in Bremen viele Menschen, die auf dem ersten ar-
beitsmarkt keinen fuß fassen können. Die folge der 
dauerhaften Beschäftigungslosigkeit: soziale isola-
tion, Perspektivlosigkeit und unweigerlich der Weg 
in armut. etwa 16.000 Langzeitarbeitslose gibt es in 
Bremen – ihr anteil ist so hoch wie in keinem anderen 
Bundesland. Die CDU-fraktion hat sich deshalb bei der 
zweiten Veranstaltung ihrer initiierten reihe »rich-
tungswechsel. Wege aus der armut« über die Chancen 
eines sozialen arbeitsmarktes beschäftigt.

Die christdemokraten setzen sich bereits seit Jahren für 
die Schaffung solcher öffentlich geförderten Beschäf-
tigungsverhältnisse ein (s. Qr-code). Birgit Bergmann, 

arbeitsmarktpolitische Sprecherin der cDU-Fraktion, 
macht deutlich: »wir dürfen die augen nicht davor ver-
schließen, dass es menschen gibt, die es trotz mehrfa-
cher teilnahme an arbeitsmarktpolitischen maßnahmen 
nicht schaffen, in den ersten arbeitsmarkt zurück zu 
kommen. wir müssen ihnen trotzdem die chance auf 
eine sinnstiftende Beschäftigung geben. Dabei geht es 
um soziale teilhabe und um die würde der Betroffenen. 
es geht auch darum, dass sie ihren kindern vorleben 
können, dass es sich lohnt morgens aufzustehen.« Berg-
mann diskutierte auf dem Podium zusammen mit den 
experten thomas köster, koordinator arbeitsmarktpo-
litik der konrad-adenauer-Stiftung, und Ulrich ipach, 
Geschäftsführer des arbeits- und Lernzentrums Bremen 
nord. thomas köster warnte davor, Vermittlungshemm-
nisse nicht mit politischen Versäumnissen gleichzu-
setzen. alleinerziehende, die auf Grund von fehlender 
kinderbetreuung keine möglichkeit zur ausbildung be-
kämen, gehörten nicht zur Gruppe der Personen mit 
besonderen Vermittlungshemmnissen für den sozialen 
arbeitsmarkt. in Bremen hatten im Spätsommer über 
1.000 kita-Plätze gefehlt, weil rot-Grün nicht mit dem 
ausbau hinterher gekommen war. 
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Lesen sie den 
antrag der 

 CDU-fraktion  
über das Modell-
projekt »sozialer 

arbeitsmarkt« 
für Langzeit-

arbeitslose im 
Land Bremen

ein sozialer arbeitsmarkt soll  Langzeitarbeitslosen mit besonderen Vermittlungs-
hemmnissen die Chance auf eine sinnstiftende Beschäftigung ermöglichen.

sozialer arbeiTsmarkT:

ES GEHT 
AUCH UM 

WÜRDE

http://cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=1012_antrag_land__modellprojekt.pdf


nachdem die eigenen regierungsfraktio-
nen den Vorschlag von Bildungssenatorin 
claudia Bogedan (SPD) für eine neue kita-
Beitragsordnung für untauglich befunden 
hatten, legte das ressort mitte november 
einen weiteren Vorschlag vor. Die cDU-
Fraktion lehnt aber auch diese Version ab. 
Sandra ahrens, familienpolitische Spreche-
rin der cDU-Fraktion: »auch die neue – von 
den regierungsfraktionen diktierte – Bei-
tragsordnung ist kein großer wurf, denn sie 
bleibt ungerecht und unausgewogen. ein-
kommensschwächere Familien werden zwar 
gemäß der richterlichen Vorgabe entlastet, 
einkommensstärkere Familien – gerade mit 
mehreren kindern – werden aber unver-
hältnismäßig belastet. mit 465 euro leistet 

sich Bremen zudem einen der höchsten Bei-
tragssätze bundesweit – auch das ist ein er-
gebnis der jahrelangen Schuldenpolitik von 
rot-Grün. Viele eltern haben den eindruck, 
als sollten sie allein für die schlechte Finanz- 
und Sozialpolitik die Zeche zahlen.« 

galopprennbahn:

CHAOTISCHES 
 VORGEHEN DES 
 SENATS GEFÄHRDET 
DAS  PROJEKT

Bremen braucht neue Bauflächen – keine 
Frage. Bisher war dies jedoch an den jah-
relangen Streitigkeiten zwischen rot-Grün 
gescheitert. So setzt sich die cDU-Fraktion 
schon lange für das neubaugebiet in Brok-
huchting ein. Doch rot-Grün verhindert den 

Bau von einfamilien- und reihenhäusern 
dort seit Jahren. Bei der Galopprennbahn 
sind nun beide koalitionspartner ausnahms-
weise für eine Bebauung, vergaloppieren 
sich aber buchstäblich bei der Planung und 
Umsetzung. Die cDU-Fraktion warnt davor, 
dass Projekt auf diese art und weise zu ge-
fährden. Silvia neumeyer: »rot-Grün hat 
überstürzt einen Planfeststellungbeschluss 
durchgesetzt, um den ungeliebten rennver-
ein noch dieses Jahr vor die tür zu setzen. 
Dabei können weder wirtschafts- noch Bau-
senator sagen, wie genau das wohnquartier 
aussehen soll. welcher wohnungsmix wird 
angestrebt? wie soll die Bebauungsdichte 
sein? aus unserer Sicht braucht es erstmal 
ein ganzheitliches konzept. Das beinhaltet 
ein Beteiligungsverfahren, wie es zum Bei-
spiel beim Hulsberg-Viertel erfolgt ist, das 
die menschen vor ort miteinbezieht sowie 
eine einigung mit dem Golfanlagenbetrei-
ber herbeiführt.« Unsinnig findet die bau-

politische Sprecherin auch den Vorschlag, 
um die anlage herum zu bauen, wenn der 
Golfclub an seinem jetzigen Standort fest-
hält. »mit so einem Stückwerk lässt sich kein 
neues Quartier integrieren.« Die cDU-Frak-
tion lehnte den Planfeststellungsbeschluss 
daher ab. »Hier werden Fakten geschaffen, 
ohne zu wissen, wie es weitergeht. Das cha-
otische Vorgehen des Senats bei diesem 
Projekt wird auch daran deutlich, dass  jetzt 
erst – nachdem rot-Grün den Planfeststel-
lungsbeschluss gefasst hat – eine machbar-
keitsstudie durchgeführt werden soll. Das 
ist doch grotesk«, macht neumeyer deut-
lich. 
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kiTa-gebühren:

SOLLEN  
DIE  ELTERN DIE 

 ZECHE ZAHLEN?
HÄRTERE STRAFEN 
FÜR´S TELEFONIEREN 
AM STEUER:
cDu-FrakTion seTzT  
iniTiaTive Durch

Die familienpolitische sprecherin der CDU-fraktion 
sandra ahrens stellte sich bei der Demo an die seite 
der wütenden eltern.

Jahr für Jahr ereignen sich auf Deutschlands 
Straßen schwere Verkehrsunfälle - nicht sel-
ten ist das Smartphone mit im Spiel. Laut 
einer Studie wird jeder zehnte Unfall durch 
ablenkung verursacht, das Smartphone war 
dabei die häufigste Ursache. »wenn ich bei 
ortgeschwindigkeit nur zwei Sekunden lang 
auf mein Handy schaue, lege ich 30 meter 
im Blindflug zurück. Diese Gefahr muss mi-
nimiert werden, auch durch abschreckende 
Strafen«, macht wilhelm Hinners deutlich. 
Die cDU-Fraktion hat in der Bremischen 
Bürgerschaft nun einen antrag zur Verbes-
serung der Verkehrssicherheit durchge-
setzt: mit einer Bundesratsinitiative soll sich 
der Senat dafür einsetzen, dass bei der wie-
derholten nutzung von Smartphone, tablet 
& co am Steuer zusätzlich zum Bußgeld ein 
einmonatiges Fahrverbot verhängt wird.  

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=1099_antrag_land_fahrverbot.pdf
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geht es um das thema ausbildung, schlägt uns 
weltweit Bewunderung entgegen. Die duale 
ausbildung in Deutschland ist einzigartig und 
wird allseits hoch gelobt.

Dabei haben es Betriebe mit ihren ausbildungs-
zentren auf der einen und Berufsschulen auf der 
anderen Seite mit einem immer schwierigeren Umfeld 
zu tun. Hierzu gehört auch der Umgang mit nicht aus-
bildungsreifen jungen menschen und sozial problema-
tischen Fällen. Die allgemeinbildenden Schulen weisen 
den Schülern in aller regel den weg in die akademische 
ausbildung, nicht in die duale ausbildung. angesichts 
dessen erscheint der Hinweis der Politik auf unser star-
kes duales ausbildungssystem oft als bloßes Lippenbe-
kenntnis. es muss darum gehen, attraktive Bedingungen 
schaffen. Hier sind jedoch nicht nur Betriebe, innungen 
und Verbände gefragt. es geht auch um den Zustand der 
Berufsschulen als zweiter Säule der dualen ausbildung.

es kann nicht angehen, dass die Gebäude der Schulen 
z. t. so marode sind, dass Unterrichtskräfte und Schüler 
sich im winter mit Jacken gegen Zugluft im Gebäude 
wappnen müssen. noch dringender ist der Bedarf an 
qualifizierten Berufsschullehrern. Bremen muss hier 

attraktive Bedingungen schaffen, um qualifizierte 
nachwuchslehrer zu gewinnen und zu halten. nur mit 
ausreichendem und qualifiziertem Personal können die 
Herausforderungen gemeistert werden. Bei der Dis-
kussion um das Bildungswesen in Bremen fristen die 
berufsbildenden Schulen allenfalls ein Schattendasein. 
auszubildende, Berufsschullehrer und ausbilder verdie-
nen mehr wertschätzung und angemessene rahmenbe-
dingungen. Die Förderung der dualen ausbildung und in 
diesem Zusammenhang auch die Verbesserung der rah-
menbedingungen für die Berufsschulen müssen wieder 
in den Vordergrund rücken. 

  
kontroVerS – Der GaStkommentar

ingo  BeiLMann
geschäftsführer 

Verband Baugewerb-
licher Unter nehmer 

im Lande Bremen e. V. 
(VBU), geschäftsführer 
kreishandwerkerschaft 

Bremen

sanierungsstau an den Bremer 
Berufsschulen. Die säule der 
dualen ausbildung wird in Bremen 
zu stiefmütterlich behandelt, findet 
ingo Beilmann von der kreishand-
werkerschaft.

»BERUFSSCHULEN 
 FRISTEN IM  

BILDUNGSWESEN EIN 
SCHATTENDASEIN«


